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zerischen	 Nationalfonds	 (SNF)	 unterstützten	 Forschungsprojekts	
zu	 Fragen	 rund	 um	 den	Rechtsschutz	 im	Wirtschaftsrecht.	 Erste	
Ansätze	 zur	 Verbesserung	 der	 Streitbeilegung	 im	 Finanzsektor	
hat	die	Autorin	bereits	im	Rahmen	eines	Referats	anlässlich	einer	




men	 zugunsten	 von	 Mietern,	 Arbeitnehmern	 und	 Konsumenten	
implementiert,	 die	 i.d.R.	mit	 dem	Schlüsselbegriff	 des	 «sozialen	
(Zivil)prozesses»	 referenziert	werden.	Das	Ziel	 liegt	 in	 der	Aus-









3. Rechtsfortbildung durch Entscheidpublikation
E. Zukunftsmusik: Ein «Multi-Door Courthouse» für Finanz-
dienstleistungen?
A.	 Einleitung	und	Problemstellung
Es	 entspricht	 einem	 tief	 verwurzelten,	 rechtspolitischen	
Anliegen,	 strukturell	 bedingte	 Ungleichgewichte	 zwi-
schen	 Streitparteien	 durch	 geeignete	 Massnahmen	 aus-
zugleichen1.	 Gerade	 im	 Finanzbereich	 hat	 diese	 Frage	
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3. Orientierung an international anerkannten Standards
II. Branchenunabhängiges Statut
1. Staatlich gesteuertes Streitbeilegungssystem
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En cas de litige entre une entreprise de services financiers et ses clients 
revendeurs, on assiste souvent à une répétition du drame biblique de 
David confronté à un Goliath surpuissant. Dans le cadre du traitement 
des dommages résultant de la crise financière, une controverse est née 
sur la question de savoir si et avec quelles mesures il y a lieu de ren­
forcer la position des petits clients en situation de conflit. La présente 
publication contribue à ce débat en analysant les exigences relatives 
au règlement de litiges découlant de l’État de droit dans le domaine 
financier puis, inspirée par différents « modèles » étrangers, en esquis­
sant un nouveau type de procédure dénommé « Swiss Finance Dispute 
Resolution ».
Bei Streitigkeiten zwischen Finanzdienstleistungsunternehmen und 
Retailkunden repliziert sich oft das biblische Drama von David, der 
einem übermächtigen Goliath gegenübersteht. Im Zuge der Aufar­
beitung der durch die Finanzkrise entstandenen Schadenfälle ist eine 
rechtspolitische Kontroverse zur Frage entbrannt, ob und mit welchen 
Massnahmen die Position von Kleinkunden in Konfliktsituationen ge­
stärkt werden sollte. Die vorliegende Publikation möchte einen Beitrag 
zu dieser Diskussion leisten, indem sie die rechtsstaatlichen Anforde­
rungen an Streitbeilegungsmechanismen im Finanzbereich analysiert 
und anschliessend – inspiriert durch verschiedene ausländische «Vor­
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5	 Für	 Beispiele	 siehe	 <http://ubs-opfer.ch>	 (Opfer	 von	 Schweizer	
Banken),	<www.anleger-selbsthilfe.ch>	(Lehman-	und	Kaupthing-
Geschädigte),	 <www.adear.ch>	 (Absolute	 Return-Geschädigte)	
und	 <http://anlage-opfer.ch>	 (vertrat	 Lehman-Opfer,	 ist	 jedoch	
nicht	 mehr	 aktiv).	 Der	 Beitritt	 zu	 diesen	 Organisationen	 führte	
i.d.R.	zu	einer	kollektiven	Interessenwahrung	durch	einen	gemein-











Aspekte	 eines	 sozialen	Zivilprozesses,	 in:	M.	 Jametti	Greiner/B.	
Berger/A.	 Güngerich	 (Hrsg.),	 Rechtsetzung	 und	 Rechtsdurchset-
zung,	FS	Kellerhals,	Bern	2005,	297	ff.;	isaak meier,	Streitbei-
legung	 im	bilateralen	Konsumentenstreit,	 JKR	1999,	 54	 ff.;	lili 
naBholz,	 Ombudsstellen	 von	Anbieterorganisationen	 unter	 be-
sonderer	Berücksichtigung	der	Versicherungsbranche,	 JKR	1999,	
119	ff.
2	 FINMA,	 Regulierung	 von	 Produktion	 und	 Vertrieb	 von	 Finanz-
produkten	 an	 Privatkunden	 –	 Stand,	 Mängel	 und	 Handlungsop-
tionen,	 Oktober	 2010	 (nachfolgend:	 FINMA-VB).	 Eingehend	
hierzu	susan emmeneGGer,	Verhaltensregeln	 am	Point	of	Sale:	
Anlegerschutz	an	der	Schnittstelle	zum	Kunden,	SZW	83	(2011),	
278–282;	peter noBel/nina sauerWein,	 Die	 verfahrensrecht-



















Finance Dispute Resolution (Swiss FDR)	 bezeichneten,	
neuen	 Verfahrenstypus	 weiterentwickelt	 (hinten	 D.).	
Swiss	 FDR	 bezweckt	 die	 Realisierung	 zentraler	 rechts-
politischer	Ziele,	wie	etwa	die	Verbesserung	des	Zugangs	
zum	Recht	 für	Retailkunden,	 die	 Förderung	 von	Unab-
hängigkeit	und	Fairness	im	Verfahren,	die	Sicherstellung	





lichen,	 für	 sämtliche	 Finanzdienstleistungsstreitigkeiten	





Die	Empirie	 liefert	Anhaltspunkte	 dafür,	 dass	 das	Kon-
fliktpotential	im	Finanzdienstleistungssektor	und	nament-
lich	im	Anlagebereich	in	den	vergangenen	Jahren	massiv	
zugenommen	 hat:	 So	 meldet	 etwa	 der	 Schweizerische	





man»,	 «Kaupthing»	 oder	 «Absolute	 Return»	 legen	 den	
Schluss	 nahe,	 dass	 Retailkunden	 im	 Konfliktfall	 einem	
gravierenden	Rechtsschutzdefizit	 ausgesetzt	 sind	 (hinten	
B.I.).	Das	 könnte	 sich	 allerdings	 in	 absehbarer	Zukunft	
ändern:	Im	Kontext	mit	der	politischen	Aufarbeitung	der	
Finanzkrise	mehren	sich	Stimmen	aus	Wissenschaft,	Po-





einer	 entscheidungsbefugten,	 obligatorischen	 Ombuds-
stelle	vorgeschlagen	(hinten	B.II.).
Der	vorliegende	Aufsatz	nimmt	die	aktuelle	rechtspo-
litische	Kontroverse	 zum	Anlass,	 um	Überlegungen	 zur	
Optimierung	von	Rechtsschutz,	Rechtsdurchsetzung	und	
Rechtfortbildung	bei	Konflikten	zwischen	Finanzdienst-
leistern	 und	 Retailkunden	 (nachfolgend:	 «B2C-Finanz-
dienstleistungsstreitigkeiten»3)	 anzustellen.	 Angesichts	
der	 offenkundigen	 Schwächen	 des	 traditionellen	 Zivil-




hatte,	 bei	 der	Emittentin	 handle	 es	 sich	 um	 ein	 niederländisches	
Institut.	Im	August	2010	hat	das	Handelsgericht	Bern	Rey’s	Kla-
ge	abgewiesen;	im	Dezember	2011	hat	das	Bundesgericht	diesen	
Entscheid	 bestätigt.	 Zur	 Prozessgeschichte	 vgl.	 <www.banken-
arroganz.ch>.
12	 Besonders	 problematisch	 ist	 das	 Kostenrisiko	 bei	 einer	 aktien-
rechtlichen	 Verantwortlichkeitsklage,	 weil	 hier	 der	 Gesamtscha-
den	eingeklagt	werden	muss.	Im	Fall	UBS	hat	der	Bundesrat	die	
mutmasslichen	Prozesskosten	 auf	 einen	«dreistelligen	Millionen-
betrag»	 geschätzt	 (Stellungnahme	 zum	 GPK-Bericht	 i.S.	 UBS,	
13.10.2010,	 BBl	 2011	 3459	 ff.,	 3501).	 Zur	 Kostenproblematik	
siehe	auch	Forstmoser	 (FN	8),	12	 ff.;	Caroline kirchschlä-
Ger/vito roBerto,	Prozesskosten	bei	Verantwortlichkeitsklagen,	
ZSR	2010	I,	607–628.
13	 Werden	 Schadenersatzansprüche	 gestützt	 auf	 einen	 Vermögens-












ding),	 besprochen	 durch	 catherine chammartin/hans cas-
par von der crone,	Kausalität	in	der	Prospekthaftung,	SZW	78	
(2006)	452	ff.
14	 Grundlegend	 zur	 Theorie	 der	 rationalen	 Apathie	 anthony 
doWns,	An	 Economic	Theory	 of	 Democracy,	 New	York,	 1957.	
Weiterentwicklung	 durch	 andrei shleiFer/roBert vishny,	
	Large	Shareholders	and	Corporate	Control,	The	Journal	of	Political	
Economy	Vol.	94/3	(1986),	461	ff.	(passives	Stimmverhalten	von	
Kleinaktionären)	 und	anne van aaken,	 Shareholder	 Suits	 as	 a	
Technique	of	Internalization	and	Control	of	Management,	RabelsZ	
68	 (2004),	 288	 ff.,	 317	 (fehlende	Klagebereitschaft	 von	 Investo-
ren).
15	 A.M.	 jedoch	noBel/sauerWein (FN	2),	284	f.,	mit	der	Begrün-
dung,	Art.	98	ZPO	sei	nur	eine	Kann-Vorschrift;	zudem	seien	die	
Gerichtskosten	 bei	 niedrigen	 Streitwerten	 «durchaus	 mässig».	
	 von	Verantwortlichkeitsklagen	gegen	ehemalige	Organe	der	UBS	
AG	von	sich	reden	gemacht.	Dienstleistungen	für	geschädigte	Ak-
tionäre	 bietet	 auch	 die	 belgische	 Unternehmensgruppe	Deminor	
(<www.deminor.com>)	an.
7	 Bei	einer	Abfrage	der	elektronischen	Entscheiddatenbank	<www.





deutung	 und	 Entwicklung	 von	 zivilrechtlichen	 Verantwortlich-
keitsklagen	 gegen	 Verwaltungsräte,	 Jusletter,	 24.10.2011.	 Nach	
Untersuchungen	 der	 Autorin	 wurden	 in	 den	 Jahren	 2000–2010	
durchschnittlich	3–4	Fälle	vor	Bundesgericht	prozessiert,	bei	den	
zweitinstanzlichen	kantonalen	Gerichten	bzw.	den	Handelsgerich-














10	 Für	 eine	 Übersicht	 siehe	 <http://ig-lehman-zertifikateschaden.






einzig	 der	 Fall	 des	 ehemaligen	 Marathonläufers	 Hugo	 Rey	 aus	
Bern	erlangt:	Rey,	der	seit	Ausbruch	des	Irak-Kriegs	keine	Anlagen	
in	amerikanische	Titel	mehr	tätigen	wollte,	hatte	u.a.	Schadenersatz	
Wenn	man	 sich	 allerdings	vor	Augen	 führt,	wie	we-
nig Anreize	die	schweizerische	Rechtsordnung	zur Scha-




weislast13	 lassen	 geschädigte	Anleger	 häufig	 in	 rationa-
ler	Apathie14	verharren.	Die	seit	1.	Januar	2011	geltende	








Handvoll	 Prospekthaftungsklagen	 zu	 beurteilen7.	 Nicht	
ganz	so	desolat,	aber	dennoch	ziemlich	ernüchternd	sieht	
die	 Bilanz	 mit	 Blick	 auf	 aktienrechtliche	 Verantwort-
lichkeitsklagen	aus,	zumal	nach	Schätzungen	rund	40	%	
aller	 eingereichten	Klagen	mit	 einem	Vergleich	 enden8.	
Schadenersatzklagen	 wegen	 fehlerhafter	 Anlagebera-
tung	 oder	 Vermögensverwaltung	 werden	 im	 Vergleich	
dazu	 zwar	 etwas	 häufiger	 lanciert;	 doch	 gerade	 im	Fall	




Zivilklagen	 von	 Retailanlegern	 wegen	 Verlusten	 mit	
«Lehman-Zertifikaten»	publik11.












22	 Im	 Untersuchungsverfahren	 zum	 Schadenfall	 «Lehman»	 bei	 der	


















Art.	 5	 FINMAG;	SR	 956.1).	Der	 Schutz	 einzelner	Anleger	 oder	


































Vielfaches	 höher;	 gemäss	 einem	 unveröffentlichten	 Bericht	 der	
FINMA	 waren	 allein	 bei	 der	 Credit	 Suisse	 ca.	 10’000	 Kunden	
mit	 einem	 Verlustvolumen	 von	 1,321	 Mia.	 Franken	 betroffen.	
	michael Wenzler,	 Lehman-Pleite	 kostete	 Schweizer	 Anleger	
vier	Milliarden	Franken,	Tages	Anzeiger	(TA)	Online,	9.10.2011.	
Zu	den	von	Schweizer	 Instituten	geleisteten	Vergleichszahlungen	
vgl.	 nathalie Garny,	 Lehman-Geschädigte:	 Welche	 Verluste	
werden	ersetzt?,	Beobachter	21/2008,	14.	Mit	ihrer	Forderung	nach	




dafür,	 dass	 sich	 dieses	 weitestgehend	 informelle	 und	
intransparente	 Streitbeilegungsmuster	 auch	 in	 den	 sog.	
«Absolute	Return»-Schadenfällen	replizieren	wird20.	Mit	
Blick	auf	die	Rechtsfortbildung	hat	sich	diese	Form	der	
Streitbeilegung	 als	 wenig	 konstruktiv	 erwiesen,	 zumal	
zentrale	Fragen,	wie	etwa	die	Voraussetzungen	des	Ein-
satzes	von	«White	Labelling»21	oder	die	korrekte	Verwen-
dung	 von	 Schlüsselbegriffen	 wie	 «Kapitalschutz»	 oder	
«Absolute	Return»	 in	Werbeunterlagen	noch	nie	 autori-






um	 die	 Geltendmachung	 von	 Schadenersatzansprüchen	
geht24:	Zwar	ermächtigt	Art.	35	FINMAG	die	Aufsichts-
behörde	 in	 pathologischen	 Fällen	 zur	 Einziehung	 von	
unrechtmässig	 erlangten	 Gewinnen;	 eine	 Verwendung	
zur	Entschädigung	von	Investoren	ist	allerdings	nur	dann	
möglich,	wenn	deren	Ansprüche	zuvor	 in	einem	rechts-
tenverteilung	 nach	Billigkeit	 können	 klagende	Kleinan-
leger	höchstens	hoffen,	zumal	dieser	Entscheid	vollends	
richterlichem	Ermessen	 anheimgestellt	wurde	 (Art.	 107	
Abs.	1	ZPO).	Wenig	Unterstützung	ist	zudem	von	den	erst	








ersatzforderungen	 im	 Zusammenhang	mit	 dem	Vertrieb	
von	«Lehman-Zertifikaten»	mittels	standardisierter Ver-
gleiche	 beigelegt	 wurden19.	 Vieles	 spricht	 im	 Moment	





adhäsionsweise	 Zusprache	 von	 Schadenersatzzahlungen	 erhofft	
hatten.	Denn	vor	Abschluss	des	«Chapter	11»-Verfahrens	lässt	sich	
der	Schaden	gar	nicht	klar	beziffern.
30	 Nach	 Einschätzung	 von	 Prof.	 martin killias	 handelt	 es	 sich	
um	75–90	%	der	Verfahren	(zitiert	bei:	Benno tuchschmid,	Wie	
der	Opferschutz	verbessert	werden	soll,	Aargauer	Zeitung	Online,	
26.4.2011).	Prof.	Franz riklin	 sprach	 in	 seiner	Abschiedsvorle-
sung	an	der	Universität	Freiburg	i.Ue.	im	Dezember	2007	gar	von	





















28	 Ist	 die	 Beurteilung	 des	 Zivilpunkts	 jedoch	 «unverhältnismässig	
aufwendig»,	steht	es	im	Ermessen	des	Strafgerichts,	nur	ein	Fest-








vordergründig	 als	 opferfreundliche	 Regelung	 erscheint,	







bestätigt,	 dass	 bei	 der	 Bewältigung	 von	 Schadenfällen	
durch	Kleinkunden	die	Gefahr	akuter Rechtsschutzdefizi-
te	besteht32.	Die	Frage,	ob	angesichts	dieser	Ausgangslage	








Reformen auf Stufe Zivil- und Zivilprozessrecht	 unum-
gänglich	sind:
–	 Die	Forderungen	gehen	zunächst	dahin,	die	Position	
von	Kunden	durch	Entschärfung der notorischen Be-
weisprobleme	 zu	verbessern.	Die	Vorschläge	 reichen	
von	der	Pflicht	 zur	Erstellung	 eines	Beratungsproto-




Erschwerend	 kommt	 hinzu,	 dass	 auch	 das	 heutige	
Verfahren	vor	 dem	Schweizerischen Bankenombudsman	
eindeutige	Schwachstellen	aufweist:	Der	beschränkte	An-
wendungsbereich,	 der	 fehlende	 Einlassungszwang	 ver-
bunden	mit	dem	Mangel	an	Kompetenz	zu	autoritativer	
Entscheidung	bei	Nichteinigung	vermögen	das	Machtge-
fälle	 nicht	 zugunsten	 geschädigter	Kunden	 ausgleichen;	
letztere	 –	 aber	 auch	 der	 Ombudsman	 –	 sind	 stets	 dem	
Goodwill	der	Bank	ausgeliefert.	Es	erstaunt	daher	nicht,	
dass	 der	 Bankenombudsman	 in	 seiner	 heutigen	 Form	
meist	als	zahnlos	wahrgenommen	wird26.
Kaum	 erfolgversprechend	 dürfte	 auch	 eine	Anzeige	
beim	 Standesgericht einer Selbstregulierungsorganisa-
tion	(SRO)	nach	Geldwäscherei-	oder	Kollektivanlagen-
gesetz	sein.	Denn	Standesgerichte	sind	keine	klassischen	
Spruchinstanzen,	 sondern	 vielmehr	 Verbandsorgane,	
deren	Entscheidungen	 und	Anordnungen	 sich	 auf	Strei-
tigkeiten	 zwischen	 dem	 Verband	 und	 einzelnen	 seiner	









weise	 zu	beurteilen.	Zwar	 soll	 die	neue	Schweizerische	
Strafprozessordnung	(StPO)	nun	insofern	Besserung	brin-
gen,	 als	 die	Strafgerichte	 zumindest	 im	Grundsatz28	 zur	





doch	 prozessuale	 Instrumente	 der	 kollektiven	 Interessenwahrung	
vorgesehen	werden	sollten».	BR	simonetta sommaruGa	hat	die-
se	Aussage	 in	 einer	Fragestunde	des	Nationalrates	 am	6.12.2010	
dahingehend	präzisiert,	dass	der	Bundesrat	«die	Frage	nicht	nur	im	
Aktienrecht	prüfen»	wolle	(AmtlBull	NR	2010,	1826).
41	 Actares	 (FN	 6),	 «Plädoyer	 für	 einen	Aktienrechts-Gerichtshof»,	
10.8.2011	(	<www.actares.ch/downloads>).	In	eine	ähnliche	Rich-








33	 Motion	 Nr.	 10.3397	 NR	susanne leuteneGGer oBerholzer,	
Schutz	 für	 Kleinanlegerinnen	 und	 -anleger,	 9.6.2010;	 Motion	
Nr.	11.3716	NR	prisca Birrer-heimo,	Einführung	eines	wirksa-
men	Anlegerschutzes,	17.6.2011).
34	 Stiftung	 für	 Konsumentenschutz	 (SKS),	 Stellungnahme	
	FINMA-VB,	23.3.2011,	5	Ziff.	3.3.	Siehe	hierzu	auch	SKS-Peti	tion	
zur	 Verbesserung	 des	Anlegerschutzes	 vom	März	 2011	 (<http://
konsumentenschutz.ch/medienmitteilungen>).






38	 Anschaulich	 daniel Fischer/eric stupp,	 Die	 Sammelklage	
muss	entpolitisiert	werden,	Streitgespräch,	Plädoyer	5/2010,	8–11.
39	 Für	politische	Vorstösse	vgl.	Einfache	Anfrage	Nr.	10.551	NR	pir-







für	 den	 kollektiven	 Rechtsschutz»,	 NZZ	 Online,	 9.6.2010.	 Für	
Voten	 in	wissenschaftlichen	 Publikationen	 siehe	 etwa:	alexan-
der Brunner,	Zur	Verbands-	und	Sammelklage	 in	der	Schweiz,	
in:	 H.U.	Walder-Richli	 (Hrsg.),	 Rechtsschutz	 im	 Privatrecht,	 FS	
Richard	Frank,	Zürich	2003,	37	ff.;	lucy Gordon-vrBa	Kollek-












eines	 Fachgerichts	 zur	 Beurteilung	 von	 Streitfällen	
zwischen	 den	Organen	 von	 Publikumsgesellschaften	
und	ihrem	Aktionariat	gefordert41.	Die	SKS	ihrerseits	
möchte	 Streitigkeiten	 zwischen	 Finanzdienstleis-
tern	 und	 ihren	 Kunden	 bis	 zu	 einem	 Streitwert	 von	
50’000	Franken	durch	einen	«Einzelrichter»	bzw.	von	
einer	 «Ombudsstelle	 mit	 richterlicher	 Kompetenz»	
beurteilen	 lassen,	 wobei	 eine	 strikte	 Branchenunab-
hängigkeit	 in	 personeller	 und	 finanzieller	 Hinsicht	
sichergestellt	werden	solle;	Verfahrenskosten	für	Ein-
zelkläger	 müssten	 zudem	 so	 begrenzt	 werden,	 dass	
diese	keine	prohibitive	Wirkung	entfalten	würden42.
Der	Kreis	der	Fürsprecher	für	eine	derartige	Fundamen-
talreform	 scheint	 sich	 zwar	 immer	 mehr	 auszuweiten.	
Gerade	die	Forderung	nach	einer	Verbesserung	des	kol-
lektiven	 Rechtsschutzes	 durch	 die	 Einführung	 sammel-
klageähnlicher	 Verfahren	 dürfte	 jedoch	 zweifellos	 für	






«strukturellen	 Kräfteungleichgewichts»	 zwischen	 Fi-
nanzdienstleistern	und	Retailkunden	 im	Grundsatz	zwar	
anerkennt43,	 sich	 aber	 auf	 die	 Propagierung	 folgender,	
aufsichtsrechtlicher Massnahmen	beschränkt44:
kolls	für	Anlagegespräche33,	über	eine	Aufzeichnungs-
pflicht	 von	 Beratungs-	 und	 Verkaufsgesprächen	 «in	
Bild	und	Ton»34,	über	eine	Anpassung	der	Beweislast-
regeln	 «zum	besseren	 Schutz	 von	Anlegerinnen	 und	
Anlegern»35,	 bis	 hin	 zu	 einer	 generellen	Beweislast-
umkehr	für	den	Nachweis	der	Informations-	und	Auf-
klärungspflichten	am	Point	of	Sale36.
–	 Ausgehend	 von	 den	 ernüchternden	 Erfahrungen	mit	
der	 Geltendmachung	 von	 Streuschäden	 wird	 zudem	
die	 Einführung von Instrumenten des kollektiven 
Rechtsschutzes	 gefordert.	 So	 hat	 etwa	 die	 Schwei-
zerische	 Stiftung	 für	 Konsumentenschutz	 (SKS)	 im	
Sommer	2011	eine	Petition	zur	Einführung	von	«Sam-
melklagen»	lanciert37.	Obwohl	es	sich	dabei	um	eine	
äusserst	 polarisierende	 Massnahme	 handelt38,	 wird	
diese	 Stossrichtung	 längst	 nicht	mehr	 nur	 von	Kon-
sumentenschützern	vertreten;	inzwischen	unterstützen	
auch	 diverse	 Stimmen	 aus	Wissenschaft	 und	 Politik	
eine	Reform	zur	Verbesserung	des	kollektiven	Rechts-
schutzes	 in	der	Schweiz39.	Der	Bundesrat	 seinerseits	











kollektive	 Streiterledigung	 durch	 einfache	 Streitgenossenschaft,	
Klagehäufung	und	Klagevereinigung.	Für	eine	kritische	Stellung-
nahme	siehe	hinten	B.III.1.b.
54	 SBVg	 (FN	 52),	 7	 Ziff.	 IV;	 economiesuisse	 (FN	 52),	 4	 Ziff.	 4.8.	
Schweiz.	 Versicherungsverband	 (SVV),	 Stellungnahme	 FINMA-
VB,	 9.5.2011	 (<www.svv.ch/sites/default/files/document/file/svv_










prudentiell	 beaufsichtigte	 Institute	 beschränkt	 wäre.	 Zum	 Gel-
tungsbereich	siehe	hinten	D.III.1.
47	 FINMA-VB	(FN	2),	43,	62.
48	 Der	 Financial	 Ombudsman	 Service	 (FOS;	 <www.financial-	
ombudsman.org.uk>)	wurde	im	Februar	1999	durch	die	Financial	
Services	Authority	(FSA)	errichtet	(zu	den	gesetzlichen	Grundla-












Ganz	 anders	 schätzt	 die	 Finanzindustrie	 –	 sekundiert	
durch	 einschlägige	 Verbände	 und	 Interessenvertreter	 –	
die	 heutige	Ausgangslage	 ein:	 In	 tatsächlicher	 Hinsicht	
wird	 bestritten,	 dass	 zwischen	 Finanzdienstleistern	 und	











ten;	 es	 sei	 daher	 sinnvoller,	 diesen	 Instituten	 «eine	
Chance	der	Bewährung	 in	der	Praxis»	zu	gewähren,	
bevor	man	 neue	 gesetzgeberische	Massnahmen	 zum	
Schutz	von	Kleinanlegern	ins	Auge	fasse53.
–	 In	 eine	 ähnliche	 Richtung	 gehen	 Äusserungen,	 wo-
nach	 die	 heute	 bestehenden	Ombudsstellen	 bzw.	 die	
Standesgerichte	der	SROs	dem	Bedürfnis	nach	einer	
raschen	und	kostengünstigen	Erledigung	von	Kunden-




–	 Unter	Verweis	 auf	 die	 Spontanbildung	 von	 Geschä-
digtenorganisationen	 im	 Schadenfall	 «Lehman»55	
wird	 schliesslich	 etwa	betont,	 die	Praxis	 selbst	 habe	
–	 Da	bisher	nur	die	Banken	und	die	Versicherungsunter-
nehmen	über	Ombudsstellen	verfügen45,	soll	eine flä-
chendeckend zuständige, obligatorische Ombudsstel-
le	 für	 Finanzdienstleistungsstreitigkeiten	 geschaffen	
werden46.	Um	das	notorische	Machtgefälle	 zwischen	
Kleinkunden	 und	 Finanzinstituten	 auszunivellieren,	
soll	diese	nicht	mehr	nur	schlichtend	 tätig	sein,	son-
dern	als	Spruchbehörde	mit	der	Kompetenz	zum	Er-
lass	 autoritativer	 Entscheide	 ausgestaltet	 werden47.	





die	Anbieter	 von	 Finanzdienstleistungen,	 nicht	 aber	
für	die	Kunden	entfalten48.
–	 Die	FINMA	regt	zudem	an,	die	Möglichkeit	der	kol-




erfolgen;	 vielmehr	 will	 die	 FINMA	 eine	 kollektive	







den	 Erlass	 eines	 umfassenden	 Finanzdienstleistungsge-
setzes51.
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aufgeklärt	worden	wäre».	Siehe	weiter	BGE	119	 II	 456	 ff.	 («Ma-
genband»);	BGE	120	II	331	ff.	(«Swissair»).	Zum	Ganzen	sandro 


















63	 Zum	 Rechtsschutzdefizit	 siehe	 vorn	 B.II.,	 insbes.	 FN	 32,	 sowie	
	perucchi	(FN	39),	489,	500.
64	 Siehe	hierzu	vorn	B.I.,	insbes.	FN	19.




57	 Swiss	 Funds	 Association	 (SFA),	 Stellungnahme	 FINMA-VB,	
2.5.2011,	4	(<https://www.sfa.ch/publications/initiatives-statements-
position-papers>);	 Schweiz.	 Verband	 für	 strukturierte	 Produkte	
(SVSP),	 Stellungnahme	 FINMA-VB,	 2.5.2011,	 12	 (<www.svsp-	
verband.ch/download/news_content/623_svsp_vernehmlassung_
finma_vertriebsbericht_2010.pdf>).
58	 So	 schlagen	 etwa	noBel/sauerWein (FN	2),	 291	 f.,	 die	 Schaf-
fung	 eines	 «schnelle[n],	 kostengünstige[n]	 und	 kleinivenstoren-
freundliche[n]	 Schiedsgericht[s]	 bei	 der	 FINMA»	 vor.	 Zum	
Schiedsgericht	der	FINRA	siehe	hinten	C.II.2.,	FN	97.
pflichten	 bereits	 heute	 Beweiserleichterungen	 in	 Form	
von	Kausalitätsvermutungen	gestützt	auf	die	allgemeine	




gesetzlich	 verankerte,	 aber	 richterlicher	 Ermessenskon-









–	 Die	 ad	 hoc-Lösungen	 zur	 Beilegung	 von	 Streuschä-
den,	 wie	 sie	 etwa	 im	 Fall	 «Lehman	 Brothers»	 zur	
Anwendung	 kamen,	 bieten	 keine	 Garantie	 für	 eine	




eine	 Vielfalt	 von	 innovativen	 ad	 hoc-Lösungen	 zur	







halten am Status Quo	propagiert,	werden	vereinzelt	auch	
moderatere	Positionen	vertreten:	So	sind	gewisse	Kreise	
dem	von	der	FINMA	propagierten	Ombudsstellen-Obli-
gatorium	 nicht	 grundsätzlich	 abgeneigt57;	 andere	 Stim-
men	können	 sich	 immerhin	die	Schaffung	eines	bei	der	







Die	 Realisierung	 der	 von	 Konsumentenschutzkreisen	
propagierten	 Fundamentalreform	 (vorn	 B.II.1.)	 würde	
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67	 SBVg	(FN	52),	7,	Ziff.	I;	economiesuisse	(FN	52),	4	Ziff.	4.8;	VSV	
(FN	54),	10	N	45	 f.	Der	Bankenombudsman	 (FN	32),	7	 ff.,	gibt	












leistungsstreitigkeiten	 (vorn	 B.II.2.)	 im	 Ansatz	 erfolg-
versprechend	 erscheint,	 so	 sind	 doch	 auch	hier	 gewisse	
Schwierigkeiten	nicht	von	der	Hand	zu	weisen:	Die	Ein-
räumung	 von	 Spruchkompetenz	 würde	 wohl	 eine	 For-
malisierung	des	Verfahrens	und	Konformität	mit	verfas-
sungsrechtlichen	 Verfahrensgarantien	 erfordern	 (hinten	
D.II.2.,	D.III.3.c).	Diese	Anforderungen	stehen	jedoch	in	
einem	 Spannungsverhältnis	 mit	 genuinen	 Vorteilen	 des	
Ombudswesens	–	man	denke	etwa	an	dessen	Raschheit, 










Die	 von	 Konsumentenschützern,	 Finanzindustrie	 und	
Aufsichtsbehörde	 vertretenen	 Positionen	 mögen	 in	 ih-
rer	Ausrichtung	 zwar	voneinander	divergieren;	 dennoch	
lässt	sich	so	etwas	wie	ein	grösster	gemeinsamer	Nenner	
ausmachen:	Angesichts	 der	 offenkundigen	 Defizite	 des	
traditionellen	 Gerichtsverfahrens	 punkto	 Kosten,	 Dauer	







tigkeiten	 spezialisierten Spruchinstanz	 weiterzuverfol-
gen.	Es	bietet	sich	in	diesem	Kontext	ein	Blick	über	die	
Landesgrenzen	an,	weil	in	diversen	ausländischen	Juris-
diktionen	 bereits	 heute	 alternative	 Streitbeilegungsme-
chanismen70	 zur	 Konfliktbewältigung	 im	 Finanzsektor	
eingesetzt	werden.









–	 Auch	 die	 Entscheid- bzw. Urteilsvorschlagskompe-
tenz	 der	Schlichtungsstellen	 (Art.	210	 ff.	ZPO)	 trägt	
kaum	zur	Verbesserung	der	Stellung	von	Kunden	bei.	
Denn	es	 liegt	 im	alleinigen	Ermessen	 einer	Schlich-
tungsstelle,	ob	sie	von	diesen	Kompetenzen	überhaupt	
Gebrauch	 machen	 will;	 angesichts	 der	 Komplexität	
von	Finanzdienstleistungsstreitigkeiten	dürfte	dies	nur	
in	 den	 seltensten	 Fällen	 vorkommen.	Ausserdem	 ist	
die	Spruchkompetenz	auf	5’000	Franken	(Urteilsvor-
schlag)	bzw.	2’000	Franken	(Entscheid)	begrenzt.
–	 Von	 dem	 als	 besonders	 «laienfreundlich»	 gelobten,	
vereinfachten Verfahren	 (Art.	 243	 ff.	 ZPO)	 können	







–	 Die	 kollektive	 Streiterledigung	 durch	 eine	 einfache 
Streitgenossenschaft	 hat	 sich	 in	 der	 Praxis	 nicht	 be-
währt.	Die	Koordination	der	klägerischen	Vorbringen	
und	Beweisanträge	macht	das	Verfahren	zeitaufwän-
dig	 und	 die	 solidarische	 Haftung	 für	 die	 gesamten	
Verfahrenskosten	–	unbesehen	der	individuell	geltend	
gemachten	 Klagesumme	 –	 schreckt	 potentielle	 Ge-
schädigte	mit	kleinen	Forderungen	ab66.







Wenngleich	 der	 Vorschlag	 der	 FINMA	 zur	 Schaffung	
einer	 obligatorischen	 Ombudsstelle	 für	 Finanzdienst-
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76	 thomas von hippel,	Der	Ombudsmann	im	Bank-	und	Versiche-
rungswesen,	Diss.	Göttingen	2000,	193	ff.;	Jens m. scherpe,	Aus-
sergerichtliche	Streitbeilegung	 in	Verbrauchersachen,	Diss.	Ham-
burg	 2001/2002,	Tübingen	 2002,	 5	 ff.	m.w.H.;	meyer	 (FN	71),	
47	ff.;	James	(FN	74),	2	ff.	An	der	Entlastungsfunktion	zweifelnd	
Gude (FN 71),	243;	von hippel	(FN 76),	196	f.
77	 Kurzform	 für	 «Alternative	 Dispute	 Resolution».	 Man	 versteht	
darunter	 sämtliche	Formen	der	Konfliktbewältigung,	welche	sich	
ausserhalb	 der	 Strukturen	 der	 staatlichen	Gerichtsbarkeit	 abspie-
len.	Anders	als	in	den	USA	ist	in	Europa	noch	immer	umstritten,	
ob	 auch	 die	 Schiedsgerichtsbarkeit	 unter	 die	ADR-Verfahren	 zu	
subsumieren	 ist.	 Zur	 Vermeidung	 von	 Abgrenzungsproblemen	
bei	 hybriden	Verfahren,	 die	 Elemente	 von	 Schiedsverfahren	 mit	
der	Mediation	 verbinden,	 wird	 vorliegend	 auf	 das	 weite,	 anglo-














79	 Vgl.	 <www.networkfso.org>	 bzw.	 <http://ec.europa.eu/internal_
market/fin-net/index_de.htm>.	 Bevor	 eine	 FIN-NET	 Mitglied-












tragter	 mit	 Kontrollbefugnissen	 gegenüber	 Justiz	 und	 Verwal-
tung,	um	Bürger	vor	missbräuchlichen	Eingriffen	 in	Grundrechte	
zu	 schützen.	 Noch	 heute	 spielen	 Ombudsstellen	 im	 öffentlichen	
Sektor	 eine	 bedeutende	 Rolle.	 Eingehend	 GaBriele kucsko-
stadlmayer	 (Hrsg.),	 Europäische	 Ombudsman-Institutionen,	
Wien	2008,	1	ff.	m.w.H.
73	 Eine	 eigentliche	 Pionierrolle	 in	 Europa	 kommt	 dabei	 dem	 1972	





























Alternative	 Konfliktlösungsmodelle	 für	 «B2C-Fi-
nanzdienstleistungsstreitigkeiten»	 sind	 mittlerweile	
weltweit verbreitet:	 Im	 International	Network	of	Finan-
cial	Services	Ombudsman	Schemes	(INFO)	sind	aktuell	
49	Mitglieder	 aus	 31	Staaten	vertreten;	 in	Europa	 zählt	
	FIN-NET,	 ein	 von	 der	 EU-Kommission	 im	 Jahr	 2001	





Schon	 seit	 längerem	 ist	 anerkannt,	 dass	 traditionelle	
Gerichtsverfahren	 in	 Konfliktsituationen	 mit	 asymmet-






Schutz	 von	 Bürgerrechten	 geschaffene,	 staatsrechtliche	
Institution	des	Ombudsman72	gingen	Verbände der Bank- 
und Versicherungsbranche73	 dazu	 über,	 Ombudsstellen	
zur	 raschen	und	kostengünstigen	Behandlung	von	Kun-




Ein	 wachsendes	 Bewusstsein	 für	 zentrale	 Anliegen	
des	 Konsumentenschutzes,	 wie	 etwa	 die	 Verbesserung	
des	 Zugangs	 zum	 Recht	 oder	 die	 Notwendigkeit	 zum	
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85	 Eine	Ausnahme	stellt	 aber	das	vom	 italienischen	Bankenverband	
gegründete	 Streitbeilegungssystem	 dar	 («ConciliatoreBancario»;	
























89	 Bernard hanotiau,	Arbitrability	 of	 Financial	Disputes,	 in:	 G.	
Kaufmann-Kohler/V.	Frossard	(Hrsg.),	ASA	Special	Series	Nr.	20,	
Arbitration	 in	 Banking	 and	 Financial	 Matters,	 2003,	 33	 ff.,	 40;	
	peter JunG,	N	50	 zu	§	37h	WpHG,	 in:	Andreas	Fuchs	 (Hrsg.),	
Kommentar	zum	WpHG,	Beck	2009.
	 schaft	erteilt	wird,	muss	die	Regierung	des	betreffenden	Mitglied-















Bankiervereinigung	 (SBVg)	 im	 Jahr	 1993	 errichteten	 Stiftung	
(<www.bankingombudsman.ch>).	 Stifterin	 der	 seit	 2008	 beste-
henden	Ombudsstelle	der	Postfinance	ist	die	Schweizerische	Post	
(<www.ombudsman-postfinance.ch>).	 Bereits	 1972	 wurde	 der	
Versicherungs-Ombudsman	 ins	 Leben	 gerufen;	 Trägerin	 ist	 eine	




Branchenmitglieder	 erfasst	 werden	 und	 selbst	 für	 diese	
i.d.R.	kein	Einlassungszwang	besteht85.
Nur	 in	 den	 seltenen	 Fällen	 ist	 die	 Errichtung	 einer	
schlichtend	 tätigen	 Ombudsstelle	 von Gesetzes wegen 
vorgesehen;	Beispiele	hierfür	gibt	es	heute	 in	Liechten-
stein,	Luxemburg,	und	Frankreich86.	Aus	der	gesetzlichen	




Finanzdienstleistungsstreitigkeiten	 werden	 häufig	 auch	
von	Schiedsgerichten	beurteilt.	Schiedsgerichte	sind	pri-




–	 In	 «B2B-Konflikten»,	 also	 Rechtsstreitigkeiten	 zwi-
schen	professionellen	Akteuren	auf	den	Finanzmärk-
ten,	 ist	 die	 Schiedsgerichtsbarkeit	 heute	 weltweit	
etabliert89.	 Besonders	 verbreitet	 sind	 institutionelle	
achten,	dass	die	Unterschiede	zwischen	den	verschiede-
nen	 Streitbeilegungssystemen	 namentlich	mit	 Blick	 auf	
deren	institutionelle	Ausgestaltung,	die	Kompetenzen	und	
die	Verfahrensmodalitäten	 nach	wie	 vor	 erheblich	 sind.	
Die	 nachfolgende	Typologie	 vermittelt	 einen	Überblick	















freiwillige Streitbeilegungssysteme,	 welche	 von	 Bran-




Ombudsstelle	 der	 Postfinance	 oder	 des	 Ombudsmanns	
der	 Privatversicherungen	 und	 der	 SUVA84.	 Diese	 Form	
12
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	 Schiedsklausel	 höher	 gewichtet	 als	 das	Recht	 der	Konsumenten,	
eine	Sammelklage	wegen	missbräuchlichen	Verhaltens	gegen	einen	
Mobilfunkanbieter	 einzureichen.	 Kritisch	 hierzu	erWin cheme-
rinksy,	Abandoning	the	Courts,	Trial	Focus	July	2011,	American	
Association	 for	 Justice,	50	 ff.,	 54:	«This	 […]	can	be	understood	
as	nothing	other	 than	a	Court	majority	 favouring	 the	 interests	of	
businesses	over	consumers,	employees,	and	others	suffering	seri-
ous	injuries».




ze	 gibt	 und	 die	 Entscheide	 für	 beide	 Parteien	 verbindlich	 sind;	
zudem	 besteht	 ein	 Einlassungszwang	 für	 alle	 FINRA-Mitglieder	
(ca.	 4’600	 Effektenhändler,	 165’000	 Zweigniederlassungen	 und	
635’000	 im	 Effektenhandel	 tätige	 Einzelpersonen).	Auf	Wunsch	
kann	der	Kunde	einen	Entscheid	durch	ein	völlig	von	der	In	dustrie	
unabhängiges	Panel	(i.d.R.	3er-Besetzung)	verlangen.	Details	hier-
zu	 im	 Code	 of	 Arbitration	 unter	 <http://finra.complinet.com/en/	
display/display_main.html?rbid=2403&element_id=4096>.
98	 BerGer	(FN	93),	476;	hanotiau	(FN	89),	41;	philippe  marini,	
Arbitrage,	 médiation	 et	 marchés	 financiers,	 Revue	 de	 jurispru-
dence	 commerciale,	 2000,	 156	 ff.,	 162.	 Für	 eine	 rechtsverglei-
chende	Übersicht	 vgl.	GaBrielle kauFmann-kohler/thomas 
schultz,	Online	dispute	resolution:	challenges	for	contemporary	
justice,	Zürich	2004,	171	ff.









nur	 gewerbsmässig	 geschlossene	Verträge	 schiedsfähig;	 bei	wie-
derholten,	spekulativen	Börsengeschäften	von	Privaten	wurde	die	
Schiedsfähigkeit	jedoch	bejaht.	Vgl.	hanotiau	(FN	89),	40.
100	 Zur	 Situation	 in	 Kanada	 vgl.	 Jonnette Watson hamilton,	
Pre-Dispute	 Consumer	 Arbitration	 Clauses:	 Denying	 Access	 to	
Justice?,	(2006)	51	McGill	L.J	693.	Vor	einer	gegenläufigen	Ent-





besprochen	 durch	BenJamin Büchler/hans caspar von der 
crone,	Die	Zulässigkeit	statutarischer	Schiedsklauseln,	SZW	82	
(2010),	258	ff.	Vgl.	auch	peter noBel,	Some	General	Reflections	
on	Arbitration	 in	 Banking	 and	 Finance,	 in:	 Kaufmann/Frossard	
(FN	89),	22	ff.;	andrea m. steinGruBer,	Schiedsgerichtsbarkeit	
im	innerstaatlichen	Finanzbereich,	Jusletter,	10.1.2011.
92	 Für	 Beispiele	 vgl.	 <www.vsv-asg.ch/htm/standesgericht.htm>;	
<www.polyreg.ch/d/mitgliedschaft/schiedsgericht.html>).
93	 Vgl.	 <www.citydisputespanel.org>;	 <http://91.121.111.121/~eur
oarbitrage/en/?r=home>;	 <www.primefinancedisputes.org>.	 Sie-
he	 weiter	 klaus p. BerGer,	 Schiedsgerichtsbarkeit	 im	 Bank-	
und	 Kapitalmarktrecht,	 in:	 M.	 Habersack/H.	 U.	 Joeres/A.	 Krä-
mer	(Hrsg.),	FS	Gerd	Nobbe,	Köln,	2009,	473	ff.,	489	ff.;	alain 
hirsch,	 Presentation	 of	 «Euroarbitration»:	 European	 Center	 for	
Financial	 Dispute	 Resolution,	 in:	 Kaufmann/Frossard	 (FN	 89),	
55	ff.
94	 Hierzu	 etwas	 missverständlich	 die	Aussage	 von	noBel/sauer-
Wein	 (FN	 2),	 291,	wonach	 «EuroArbitration»	 bereits	 heute	 eine	
Option	zur	Durchsetzung	von	Forderungen	 für	Kleinanleger	dar-
stelle.	Präzisierend	hierzu	hirsch	(FN	93),	56.
95	 richard alderman,	The	Future	of	Consumer	Law	 in	 the	Uni-
ted	States,	Hello	Arbitration,	Bye-Bye	Courts,	So-Long	Consumer	






96	 In	AT & T Mobility LLC v. Concepcion	hat	der	US	Supreme	Court	
im	April	 2011	 die	Aufrechterhaltung	 einer	 in	AGB	 verankerten	
Wenn	es	um	die	Beurteilung	von	Rechtsstreitigkeiten	
zwischen	 Retailanlegern	 und	 Finanzdienstleistungs-
unternehmen	geht,	gilt	deshalb	das	Schiedsgericht	der	
	FINRA	 	(FINRA-Arbitration)	 nach	wie	 vor	 als	wich-
tigste	Autorität	im	Lande97.	In	Europa	hingegen	wird	




















flikten	 zwischen	 professionellen	 Marktteilnehmern	
(«B2B»-Konflikte)	spezialisiert94.
–	 Weniger	 einheitlich	 präsentiert	 sich	 die	 Situation	 je-
doch	bei	«B2C-Konflikten»,	also	bei	Rechtstreitigkei-
ten,	in	denen	sich	professionelle	Anbieter	von	Finanz-
dienstleistungen	 und	 Privatkunden	 gegenüberstehen:	
In	 den	 USA	 hat	 der	 Siegeszug	 der	 Schiedsgerichts-
barkeit	trotz	kritischer	Stimmen	aus	der	Wissenschaft	
auch	 vor	 Konsumentenverträgen	 keinen	 Halt	 ge-
macht95	und	die	aktuelle	Rechtsprechung	des	US	Su-
preme	Court	 verspricht	 keine	 baldige	Trendwende96.	
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sich	 ein	Unternehmen	 dem	 System	 freiwillig	 angeschlossen	 hat.	
Einzelheiten	 bei	mark l. hendrikse/Jac G. J. rinkes,	Com-
plaints	 settlement	 in	 the	financial	 services	market	 in	 the	Nether-















101	 Dies	 betrifft	 insbesondere	Dauer,	Kosten	 und	Formgebundenheit	
des	 Verfahrens.	 Vgl.	klaus p. BerGer,	 Integration	 mediativer	
Elemente	 in	 das	 Schiedsverfahren,	 RIW	 2001,	 881–889,	 882	 f.;	
cimmino (FN 77),	1	f.;	Ferran (FN 78),	23	f.
102	 cimmino	(FN	77),	44.




104	 Eine	 Vorreiterrolle	 kommt	 dem	 2001	 geschaffenen	 UK	 Finan-
cial	Ombudsman	Service	(FN	48)	zu.	Für	Einzelheiten	vgl.	Fer-







hat	 sich	 mittlerweile	 auch	 im	 deutschsprachigen	 Raum	
das	 Akronym	 «Med-Arb»	 (abgekürzt	 für:	 «Mediation-
Arbitration»)	eingebürgert106.	Es	wird	auch	zur	Beschrei-







Hybride	 Verfahrensmechanismen	 zur	 Beilegung	 von	
«B2C»-Finanzdienstleistungsstreitigkeiten	 gibt	 es	 heute	
in	 vielen	 Jurisdiktionen,	wobei	 diese	 in	 ihrer	 konkreten	
Ausgestaltung	zum	Teil	stark	voneinander	divergieren:
–	 Nach	 der	 institutionellen Konstituierung	 kann	 man	
zwischen	 privaten,	 d.h.	 durch	 Selbstregulierung	 ge-
schaffenen	 und	 deshalb	 freiwilligen	 Med-Arb-Sys-
temen	einerseits	und	obligatorischen,	 auf	Gesetz	be-
ruhenden	 Spruchkörpern	 differenzieren.	 Beispiele	
für	 private	Med-Arb-Systeme	 sind	 etwa	 das	Nieder-
ländische	 Financial	 Services	 Complaints	 Tribunal	
(KiFiD)107,	 der	 Ombudsmann	 der	 Privaten	 Banken	
in	Deutschland108	und	der	italienische	«Ombudsman-
Giurì	 Bancario»109.	 Im	 Unterschied	 dazu	 beruht	 der	
schutzüberlegungen	gegen	eine	Ausdehnung	der	Schieds-
gerichtsbarkeit;	genauso	negativ	ins	Gewicht	fallen	dürfte	
die	Tatsache,	 dass	das	Schiedsverfahren	 aufgrund	 stetig	











fahren	 sind	 unter	 dem	 Blickwinkel	 des	 Konsumenten-
schutzes	 heikel,	 insbesondere	 dann,	 wenn	 die	 Schieds-
klauseln	 in	 vorgefassten	AGB	 verankert	 und	 damit	 für	
Kunden	 inhaltlich	 nicht	 verhandelbar	 sind.	Um	die	De-
fizite	 dieser	 beiden	 Verfahrensarten	 auszumerzen,	 sind	
Branchenverbände,	 Gesetzgeber	 und	 Finanzmarktauf-
sichtsbehörden	 in	 verschiedenen	 Ländern	 dazu	 überge-
gangen,	 sog.	 «entscheidungsbefugte Ombudsstellen»103	
ins	Leben	zu	rufen.	Diese	sind	dazu	befugt,	Streitigkeiten	
im	Anschluss	 an	 einen	 erfolglosen	 Schlichtungsversuch	
durch	einen	verbindlichen	Entscheid	beizulegen104.
In	Tat	und	Wahrheit	handelt	es	sich	dabei	jedoch	nicht	
mehr	 um	Ombudsstellen	 im	 klassischen	Sinne,	 sondern	
um	hybride	Streitbeilegungsmechanismen,	die	sich	kon-
zeptionell	an	einen	in	den	USA	entwickelten	Verfahren-
stypus	 anlehnen,	welcher	 Elemente	 der	Mediation	 bzw.	
der	 Schlichtung	mit	 jenen	 eines	 Schiedsverfahrens	 ver-
bindet105.	Zur	Bezeichnung	dieser	hybriden	Verfahrensart	
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115	 Siehe	von hippel	(FN 76),	277	ff.	Gude (FN 71),	141	ff.	sowie	
<www.bankenverband.de/publikationen/verbraucher>.
116	 Zunächst	 erarbeiten	 Hilfskräfte	 des	 Ombudsman	 Service	 einen	
Schlichtungsvorschlag.	 Lässt	 sich	 die	 Streitigkeit	 dadurch	 nicht	
























120	 Diese	Aussage	 gilt	 nur	 für	 Streitigkeiten	 im	 Kontext	 mit	Wert-
papierdienstleistungen,	 die	 vom	 «Ombudsman-Giurì	 Bancario»	
(FN	 109)	 entschieden	werden.	 Zum	Arbitro	BancarioFinanziario	
siehe	hinten	FN	123.




Finanzdienstleistungen.	 Vgl.	 FSA-Handbook	 Dispute	 Resolution	
Ziff.	2.3	(<http://fsahandbook.info/FSA/html/handbook/DISP>).





















staatlich	 konzessionierten	Anbietern	 betrieben	 (Beispiel:	 Financial	
Dispute	 Resolution	 Scheme	 [FDR];	 <www.fdr.org.nz>).	Während	







entscheidendem	 (Schieds)richter,	 wobei	 die	 Verfah-












–	 Nach	der	Bindungswirkung der Entscheide	kann	zwi-
schen	 ein-	 und	 zweiseitig verbindlichen	 Med-Arb-
Verfahren	 differenziert	 werden:	 In	 England,	Austra-







Financial	 Ombudsman	 Service	 in	 England110	 und	
Irland111	 auf	 gesetzlicher	 Grundlage,	 was	 in	 diesen	






Streitbeilegungsmechanismus.	 Wie	 Neuseeland	 hat	




lierten	 Finanzdienstleister	 festschreibt,	 den	 Betrieb	
dieses	 Med-Arb-Systems	 jedoch	 privaten,	 staatlich	
konzessionierten	Anbietern	überlässt113.
–	 Nach	 dem	 Verfahrensablauf	 kann	 man	 zwischen	
ein-	 und	 mehrstufigen	 Med-Arb-Systemen	 unter-
scheiden114:	 Beim	 einstufigen	 System	 besteht	 eine	
Personalunion	 zwischen	 Mediator	 und	 autoritativ	
15




126	 Kurze	 Portraits	 der	 in	 FIN-NET	 zusammengeschlossenen	ADR-
Systeme	sind	abrufbar	auf	der	Webseite	von	FIN-NET	(FN	79).	Zu	
ADR-Mechanismen	in	Zentral-	und	Osteuropa	vgl.	World Bank,	
Consultation	 draft,	 Resolving	 disputes	 between	 consumers	 and	
financial	businesses:	Current	arrangements	 in	central	and	eastern	
Europe,	Juni	2011	(<http://siteresources.worldbank.org>).






128	 Richtlinie	 über	 Formen	 der	 alternativen	 Beilegung	 verbraucher-
rechtlicher	Streitigkeiten	und	zur	Änderung	der	Verordnung	 (EG)	
Nr.	 2006/2004	 und	 der	 Richtlinie	 2009/22/EG	 (<http://ec.europa.
eu/consumers/redress_cons/docs/directive_adr_de.pdf>).	Der	Richt-
linientext	 betrifft	 sämtliche	 Verbrauchersachen,	 beruht	 aber	 u.a.	
auf	 Erkenntnissen	 aus	 Konsultationen	 zur	 Förderung	 von	 ADR	
im	 Finanzbereich	 (siehe	 hierzu	 EU	 Consultation	 on	 alternative	









he	aber	R on the applic. of IFG Financial Services Ltd., Claimant v 
Financial Ombudsman Service Ltd.	[2005]	EWHC	1153	(Admin).
122	 Bis	zu	einem	Streitwert	von	250’000	€	fällt	in	Irland	der	Ombuds-
man	einen	für	beide	Parteien	bindenden	Entscheid;	es	besteht	 je-

























soll	 lediglich	 die	 Vielfalt	 von	 Verfahrensmechanismen	
zur	 Konfliktbewältigung	 zwischen	 Finanzdienstleis-
tungsunternehmen	 und	 Retailkunden	 veranschaulicht	
werden126.
III.	 Zukunftstendenzen
Vieles	 spricht	derzeit	 dafür,	 dass	die	Tendenz	weg	vom	





den	 Rechtsschutz	 für	 Retailkunden	 im	 Finanzbe-
reich	durch	eine	gezielte Förderung der alternativen 
Streitbeilegung	verbessern	will:	So	werden	die	Mit-
gliedstaaten	in	diversen	Richtlinien	aus	dem	Finanz-
dienstleistungsbereich	 zur	 Einrichtung	 von	 ADR-
Systemen	verpflichtet127.	Zudem	hat	die	Kommission	
Ende	November	2011	einen	Richtlinienentwurf	vor-
gelegt,	 welcher	Mindeststandards	 für	 die	 ausserge-








vices	Ombudsman	 und	 des	 niederländischen	KiFiD-
Disputes	Committee	 nicht	 nur	 für	 den	Finanzdienst-
leister,	 sondern	 auch	 für	 den	Kunden	 verbindlich122.	




Stattdessen	 behilft	 man	 sich	 mit	 einem	 bewährten	
Hilfsmittel,	 dem	 Naming & Shaming:	 Weigert	 sich	
nämlich	 ein	 Finanzdienstleister,	 einen	Entscheid	 des	
ABF	zu	erfüllen	und	einen	Kunden	zu	entschädigen,	
wird	diese	Weigerung	veröffentlicht.
–	 Grosse	 Unterschiede	 bestehen	 schliesslich	 auch	 mit	













133	 Zu	 entsprechenden	 Erfahrungen	 aus	 England	 siehe	 von hippel	
(FN 76),	198	f.	m.w.H.
129	 Weltbank	Consultation	Draft,	 verfasst	 von:	David	Thomas/Fran-
cis	 Frizon,	 «Resolving	 disputes	 between	 consumers	 and	 finan-
cial	 businesses:	 Fundamentals	 for	 a	 financial	 ombudsman»,	 A	
practical	guide	based	on	experience	in	Western	Europe,	Juni	2011	
(http://siteresources.worldbank.org/extfinancialsector/Resources/	
Financial_Ombudsmen_Vol_1.pdf>;	 nachfolgend:	World Bank 
Fundamentals).	Mehr	hierzu	hinten	D.I.3.
130	 david thomas	ist	Principal	Ombudsman	beim	FOS	in	England;	
Francis Frizon	 amtiert	 als	 Mediator	 im	 Versicherungssektor	
in	 Frankreich.	 Beide	 haben	 Einsitz	 im	 Steuerungsausschuss	 von	
	FIN-NET	und	INFO	(hierzu	vorn	FN	79).
131	 G20,	 High-Level	 Principles	 on	 Financial	 Consumer	 Protection,	
Oktober	 2011	 (<www.oecd.org/dataoecd/58/26/48892010.pdf>).	
Siehe	 insbes.	Ziff.	 9:	«Complaints Handling and Redress: Juris-
dictions should ensure that consumers have access to adequate 
complaints handling and redress mechanisms that are accessible, 
affordable, independent, fair, accountable, timely and efficient. 
Such mechanisms should not impose unreasonable cost, delays or 










den	 Obligatoriums	 für	 sämtliche	 «B2C»-Finanzdienst-









liches,	 kostengünstiges	Verfahren	 und	 die	Verbesserung	




den	 Zugang zum Recht	 für	 Retailkunden	 durch	 ein	 ra-
sches,	kostengünstiges	und	flexibles	Verfahren	zu	verbes-
sern,	welches	 ausserdem	 eine	 effektive	Rechtsdurchset-
zung	und	eine	stetige	Rechtsfortentwicklung	ermöglicht.	
Zudem	sollen	Verfahrensökonomie und -effektivität	durch	
die	 Verleihung	 von	 Entscheidungsbefugnis	 gesteigert	
werden132.	Erfahrungen	aus	dem	Ausland	haben	nämlich	
gezeigt,	 dass	 in	 entscheidungsbefugten	ADR-Systemen	






der	 Finanzindustrie	 verbessern	 und	 so	 mittelbar	 einen	
–	 Im	Juni	2011	hat	zudem	die	Weltbank	 ein	Konsulta-
tionspapier	 mit	 dem	 Titel	 «Fundamentals for a Fi-
nancial Ombudsman»	 veröffentlicht129.	Die	Autoren,	
welche	 auf	 eine	 langjährige	 Erfahrung	 als	 Ombuds-
männer	im	Finanzsektor	zurückblicken,	haben	anhand	
von	 Beispielen	 aus	 verschiedenen	 Jurisdiktionen	 in	
der	 EU	 allgemein	 anerkannte	 Standards	 herausgear-
beitet130.	Das	Papier	versteht	sich	als	Hilfestellung	für	





dienstleistungssektor	 geäussert.	 Im	 Rahmen	 sog.	
«High-Level Principles on Financial Consumer Pro-
tection»	werden	die	Staaten	dazu	aufgefordert,	 faire,	
einfach	 zugängliche,	 kostengünstige	 und	 effiziente	
Verfahren	zur	Geltendmachung	von	Schadenersatzan-
sprüchen	für	Retailkunden	vorzusehen131.
Vor	 diesem	 Hintergrund	 ist	 es	 durchaus	 denkbar,	 dass	
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141	 World Bank Fundamentals	(FN	129),	29	f.	(Grunddesign	eines	
ADR-Systems);	31	ff.	(anerkannte	Standards).
142	 Abrufbar	 gegen	 Gebühr	 unter	 <www.iso.org/iso/catalogue_





143	 Das	 Unabhängigkeitserfordernis	 wird	 denn	 auch	 in	 sämtlichen	
Standards	stets	an	erster	Stelle	aufgeführt.	Siehe	etwa	BIOA-Prin-
ciples	 (FN	136),	4	 f.;	WeltBank Fundamentals	 (FN	129),	31.	
Vgl.	auch	Gude (FN	71),	52	ff.,	insbes.	54;	von hippel	(FN	76),	
210,	235	ff.;	Ferran	(FN	78),	16	ff.;	naBholz	(FN	1),	124	f.
144	 Kritisch	Gude (FN 71),	 242:	 «Die	 aussergerichtlichen	 kreditge-
werblichen	 Schlichtungsverfahren	 in	 Deutschland	 […]	 und	 der	
Schweiz	 genügen	 nicht	 den	Anforderungen	 an	 ein	 unabhängiges	
und	 überparteiliches	 aussergerichtliches	 Schlichtungsverfahren.	







vertreter	 haben	Mitspracherechte.	 In	 Deutschland	 wird	 der	 Om-
budsmann	sogar	direkt	durch	den	Vorstand	des	Bankenverbandes	
bestellt	(Abschnitt	1	Ziff.	1	BVO	[FN	115]).
145	 Bereits	1989	hat	eine	hochrangige	Expertengruppe	um	Lord	r. B. 
Jack	die	Schaffung	einer	gesetzlich	verankerten,	staatlichen	Streit-
beilegungsstelle	 für	 Finanzdienstleistungsstreitigkeiten	 gefordert	
(Report	of	the	Review	Committee	on	Banking	Services:	Law	and	
Practice,	 «Jack	Report»).	Vgl.	 hierzu	 auch	Gude (FN 71),	 244;	
von hippel	(FN	76),	179	ff.,	202.	Forderungen	zum	Erlass	einer	





135	 IOA	 Best	 Practices	 (2009;	 <www.ombudsassociation.org/sites/
default/files/IOA_Standards_of_Practice_Oct09.pdf>):	 «Indepen-
dence,	Neutrality	and	Impartiality,	Confidentiality,	Informality».
136	 BIOA	 Principles	 of	 Good	 Governance	 of	 the	 British	 and	 Irish	








138	 Empfehlung	 98/257/EG	 betreffend	 die	 Grundsätze	 für	 Ein-
richtungen,	 die	 für	 die	 aussergerichtliche	 Beilegung	 von	 Ver-
braucherrechtsstreitigkeiten	 zuständig	 sind,	 vom	 30.3.1998,	
KOM(1998)	198	(33	f.,	Ziff.	 I.-VII.):	«Unabhängigkeit,	Transpa-
renz,	 kontradiktorische	Verfahrensweise,	 Effizienz,	Rechtmässig-
keit,	Handlungsfreiheit,	 Recht	 auf	Vertretung».	 Für	 rein	 schlich-
tende	 Streitbeilegungsmechanismen	 vgl.	 zudem	 die	 Empfehlung	





















werden	 hingegen	meist	 als	 «interessenorientiert»	 wahr-
genommen144.	Um	dieser	Skepsis	wirksam	zu	begegnen	













sen139.	 Kongruenz	 zeigt	 sich	 in	 diesen	 Empfehlungen	
dahingehend,	als	Unabhängigkeit, Effektivität, Effizienz	
und	 Transparenz	 als	 Kernvoraussetzungen	 dafür	 gel-
ten,	dass	ein	alternatives	Streitbeilegungssystem	seinen	
rechtspolitischen	 Zielsetzungen	 gerecht	 werden	 kann.	
Diese	drei	Prämissen	bilden	auch	das	gedankliche	Rück-
grat	 des	 nachfolgend	 skizzierten	 Konzepts	 von	 Swiss	
FDR140.
In	 seiner	 konkreten	Ausgestaltung,	 insbesondere	 be-
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151	 Zu	 den	 Beispielen	 aus	 Australien	 und	 Neuseeland	 siehe	 vorne	
FN	113.













Helvetia	 (FN	 148:	Aufsicht	 durch	 das	 EDI,	 Oberaufsicht	 durch	
den	Bundesrat);	Art.	9	Abs.	1	BG	Nationalpark	(FN	148:	Aufsicht	
durch	das	UVEK).
146	 Zum	ABF	 in	 Italien	 vorne	 FN	 123;	 zum	 FOS	 in	 England	 vorn	
FN	48	und	FN	110;	zum	FOS	in	Irland	vorne	FN	111.






149	 Dass	 die	 Idee	 einer	 umfassenden	 Kodifikation	 für	 Finanzdienst-
leistungen	seit	bald	20	Jahren	einer	Umsetzung	harrt,	dämpft	die	
Erwartungen	auf	eine	baldige	Realisierung	dieses	Gesetzgebungs-






als	 staatlich konzessioniertes Streitbeilegungssystem	
konzipiert	werden.	Beispiele	derartiger	ADR-Systeme	
kennen	 wir	 nicht	 nur	 aus	 dem	 Ausland151,	 sondern	
auch	 in	 Gestalt	 der	 Ombudscom	 für	 den	 Schweizer	
Telekommunikationsmarkt152.	 In	Analogie	dazu	hätte	
sich	 der	 Gesetzgeber	 auf	 den	 Erlass	 einer	Rahmen-
gesetzgebung153	 zu	 beschränken,	welche	 die	Voraus-
setzungen	 zur	 Vergabe	 einer	 Bewilligung	 an	 einen	
privaten	Betreiber	 umschreibt.	Die	Detailregelungen	
bezüglich	Verfahren	und	Gebühren	wären	der	Betrei-
berorganisation	 von	 Swiss	 FDR	 zu	 überlassen,	 aber	
einem	staatlichem	Genehmigungsvorbehalt	 zu	unter-










der	 Paradigmenwechsel	 vom	 bisher	 freiwilligen,	 durch	
die	Finanzbranche	 determinierten	Ombudswesen	 hin	 zu	
einem	staatlich	gesteuerten	Streitbeilegungssystem	effek-
tiv	vollzogen	wird.	Aus	diesem	Grund	wäre	Swiss	FDR	







–	 Am	 stringentesten	 wäre	 wohl	 die	 Errichtung	 eines	
«echten» staatlichen Streitbeilegungssystems,	 wie	





sachlichen	 und	 persönlichen	 Geltungsbereich,	 die	
Kompetenzen,	 das	 institutionelle	 Statut	 und	 die	 or-
ganisatorische	Ausgestaltung	des	ADR-Systems	 fest,	
sondern	bestimmt	auch	die	Verfahrensordnung	sowie	
die	 Modalitäten	 der	 personellen	 Besetzung	 und	 der	
Finanzierung	 des	 Streitbeilegungssystems.	 Gestal-
tungsmöglichkeiten	der	Finanzbranche	und	der	Kon-
sumentenschutzverbände	 sind	 hier	 entweder	 ganz	
ausgeschlossen	oder	beschränken	sich	darauf,	bei	der	
personellen	 Besetzung	 der	 Schlichtungsorgane	 und	





Verankerung	 in	 einem	 Spezialerlass	 eher	 abzusehen	
wäre148.	Als	sedes materiae	 thematisch	sinnvoll	wäre	
das	 seit	 langem	 angedachte	 Finanzdienstleistungs-
gesetz;	 angesichts	 der	 politischen	 Unwägbarkeiten	
dieses	 legislativen	 Grossprojekts149	 wäre	 jedoch	 zu	
überlegen,	 ob	 Swiss	 FDR	 aus	 pragmatischen	 Grün-
den	 nicht	 vorerst	 durch	 eine	 blosse	 Ergänzung des 
 FINMAG	 ins	Leben	gerufen	werden	sollte,	allenfalls	
flankiert	durch	minime	Anpassungen	der	ZPO150.
–	 Sofern	 sich	 der	 Gesetzgeber	 aus	 Verhältnismässig-
keitsgründen	für	eine	weniger	restriktive	Regulierung	
19
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operativ	 tätigen	 Ombudspersonen	 zuständig.	 Einzelheiten	 unter	
<www.fos.org.uk/about/board.html>	 sowie	 bei:	 rhoda James/
philip morris,	 The	 new	 Financial	 Ombudsman	 Service	 in	 the	
United	Kingdom:	Has	the	second	generation	got	it	right?,	in:	Ch.	
Rickett/T.	 Telfer	 (Hrsg.).,	 International	 Perspectives	 on	 Consu-
mers’	Access	to	Justice,	Cambridge	2003,	167	ff.
157	 Eine	 separate	 Prüfung	 der	 Rechtsweggarantien	 gemäss	 EMRK	















aus	Art.	 92	 Grundgesetz	 abgeleitet.	 Nach	von hippel	 (FN	 76),	
23	m.w.H.,	würde	 deshalb	 ein	 gesetzlich	 verankertes,	 obligatori-








161	 Botschaft	 Justizreform,	 BBl	 1997	 523;	 toBias JaaG,	 Die	 Ver-






durch	 ein	 mehrköpfiges	 Panel,	 sondern	 nur	 durch	 eine	





Spruchtätigkeit	 des	 Disputes	 Committee	 unbedenklich;	
denn	 es	 ist	 anerkannt,	 dass	 der	 Gesetzgeber	 befugt	 ist,	
für	 bestimmte	 Rechtsgebiete	 Spezialgerichte	 mit	 ein-
geschränkter	 sachlicher	 Zuständigkeit	 ausserhalb	 der	
ordentlichen	 Gerichtsorganisation	 zu	 konstituieren163.	






Da	 Swiss	 FDR	 als	 «richterliche	 Behörde»	 i.S.v.	
Art.	29a	BV	auszugestalten	ist	(vorn	D.II.2.),	gilt	es,	das	
verfassungsmässige	 Gebot	 richterlicher	 Unabhängigkeit	
und	 Unparteilichkeit	 zwingend	 zu	 beachten.	 Unabhän-




–	 Zum	einen	wäre	ein	unabhängiges Wahlgremium	 er-
forderlich.	 Punkto	 Unabhängigkeit	 erscheint	 eine	
Wahl	 durch	 Regierung,	 Parlament	 oder	 die	 FINMA	
ideal165;	 aus	 Gründen	 der	 politischen	Akzeptanz	 an-
gemessener	wäre	 aber	wohl	 ein	 paritätisch	 besetztes	
Wahlgremium	mit	Vertretern	 der	 öffentlichen	 Hand,	




schen	 Finanzdienstleistern	 und	 Retailkunden	 zuständig	
sein	 sollte	 und	 diesbezüglich	 auch	 über	 Entscheidungs-
kompetenz	verfügen	würde,	sind	bei	der	 institutionellen	
Ausgestaltung	 von	 Swiss	 FDR	 jene	Anforderungen	 zu	
beachten,	die	 sich	aus	der	verfassungsmässigen	Rechts-






ne	 der	 herkömmlichen,	 staatlichen	 Justizorganisation	
lässt	sich	daraus	zwar	nicht	ableiten159;	vielmehr	genügt	
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der	 Effektivität	 bezieht	 sich	 auf	 die	Wirksamkeit	 eines	 regulie-
renden	Eingriffs,	 indem	 er	 dessen	Eignung	 zur	Erreichung	 eines	
bestimmten,	 gesetzgeberischen	Ziels	 hinterfragt.	Statt	Vieler	 vgl.	
	saBine kilGus,	 Effektivität	 von	 Regulierung	 im	 Finanzmarkt-
recht,	Habil.,	Zürich	2007,	241	ff.,	N	482	ff.;	peter J.	Jost,	Effekti-
vität	von	Recht	aus	ökonomischer	Sicht,	Berlin	1998,	57	ff.	m.w.H.
175	 Unter	 dem	Titel	 der	 Effizienz	 werden	 regulierende	 Eingriffe	 im	





176	 Gude (FN 71),	 195	 ff.;	 von hippel	 (FN	 76),	 209	 ff.;	Ferran	
(FN	78),	16	ff.






























Schliesslich	 wären	 klar	 definierte	 Ausstandsgründe	
und	Vorschriften	zur	Ermittlung	von	Befangenheit	im	






















tätiges	 Organ	 («Board»,	 «Direktorium»	 bzw.	 «Stif-
tungsrat»)	 wählt;	 letzteres	 wäre	 dann	 seinerseits	 für	
die	Wahl	der	Ombudspersonen	und	der	Mitglieder	des	
Disputes	Committee	zuständig167.	Die	Weisungsunab-
hängigkeit	 gegenüber	 dem	Direktorium	wäre	 strikte	
zu	wahren.
–	 Zum	 anderen	 wären	 besondere,	 gesetzlich	 oder	 zu-
mindest	 reglementarisch	 zu	 verankernde	 Wahlvor-
aussetzungen	 vorzusehen.	 Neben	 spezifischer	 Fach-
kompetenz	 und	 Erfahrung168	 müsste	 ein	 Bewerber	
nachweisen	 können,	 dass	 Interessenkonflikte	 im	
Grundsatz	 ausgeschlossen	 werden	 können;	 letzteres	
ist	 gerade	 mit	 Blick	 auf	 die	 paritätische	 Besetzung	
von	 Bedeutung169.	 In	 Anlehnung	 an	 internationale	
Standards	sollte	die	Wählbarkeit	von	Bewerbern,	die	
innert	 der	 drei	 vorangehenden	 Jahre	 im	 Dienste	 ei-
nes	 von	Swiss	FDR	zu	beurteilenden	Unternehmens	
gestanden	 haben	 oder	 die	 sich	während	 dieser	 Zeit-
periode	 als	 Interessenvertreter	 für	 den	 Finanzsektor	
engagiert	haben,	reglementarisch	von	einer	Wahl	aus-
21
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183	 De	lege	ferenda	schlägt	die	FINMA	die	Einführung	einer	blossen	




185	 Letzteres	 ist	 umso	mehr	 gerechtfertigt,	 als	 es	 juristischen	Perso-
nen	 bereits	 heute	 gestattet	 ist,	 dem	Banken-	 bzw.	 dem	Versiche-
rungsombudsmann	 eine	Beschwerde	 vorzulegen.	 So	 schon	Fuh-










188	 WeltBank Fundamentals	 (FN	 129),	 33.	 Zur	 Bedeutung	 der	
Kostenlosigkeit	für	den	Zugang	zum	Recht	siehe	BIOA-Principles	
















für	 Kundenbeschwerden	 aus	 einzelnen	 Sozialversicherungszwei-
gen	 zuständig	 (UVG,	MVG	und	BVG,	 sofern	Sammelstiftungen	
bei	 schweizerischen	Lebensversicherungen	betroffen	sind).	Siehe	
<www.versicherungsombudsman.ch/html/guide_d.html>.




182	 Nach	Art.	 39	Abs.	1	KKG	 (Konsumkreditgesetz	vom	23.3.2001;	









Kompetenz	 von	 Swiss	 FDR	 entgegen	 den	 Vorschlägen	
im	FINMA-Vertriebsbericht	nicht	auf	Beschwerden	von	
natürlichen	 Personen	 beschränkt	 werden184.	 Kleinunter-
nehmen,	 welche	 bezüglich	Verhandlungsmacht	 in	 einer	
ähnlich	schwachen	Position	sind	wie	Privatanleger,	sollte	
der	Zugang	 zu	 einem	 informellen	 und	 kostenlosen	Ver-
fahren	vor	Swiss	FDR	nicht	versagt	werden185.	Es	wäre	
Sache	des	Gesetzgebers,	geeignete	Schwellenwerte	–	na-















verankerten	Obligatoriums mit Einlassungszwang	 erfor-
derlich177.	Denn	ein	einheitliches	Streitbeilegungssystem	
für	 sämtliche	 «B2C»-Finanzdienstleistungsstreitigkeiten	
fördert	 nicht	 nur	 den	 Konsumentenschutz,	 sondern	 er-
laubt	 auch	 die	 Nutzung	 von	 Synergieeffekten,	 ermög-
licht	 den	 nachhaltigen	Aufbau	 von	 spezifischem	 Know	




Finanzdienstleistungen	 am	 Point	 of	 Sale,	 sondern	 auch	
auf	Streitigkeiten	 zwischen	Kunden	und	«Produzenten»	
von	 Finanzprodukten	 erstrecken	 würde179.	 Sofern	 auch	
Kundenbeschwerden	 aus	 dem	 Versicherungssektor	 von	
Swiss	FDR	beurteilt	werden	 sollen,	wäre	der	Geltungs-
bereich	 auf	 jene	 Versicherungszweige	 zu	 beschränken,	
die	der	Aufsicht	durch	die	FINMA	unterstellt	sind180.	Um	
den	 Kompetenzrahmen	 von	 Swiss	 FDR	 möglichst	 klar	
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sicherungsombudsmann	 vorbringen;	 eine	 anwaltliche	 Vertretung	
vor	dem	Bankenombudsman	ist	hingegen	zulässig.	Hierzu:	Gude 
(FN 71),	166;	von hippel	(FN	76),	184.









Ganzen	von hippel	(FN	76),	231;	Gude (FN 71),	131.
190	 Dies	 ist	 bei	 den	 vorne	 (C.II.3.)	 porträtierten	Streitbeilegungssys-
temen	 fast	durchwegs	der	Fall.	Für	weitere	Finanzierungsmodel-
le	vgl.	FSA-CP	10/21	(FN	125),	N	61	ff.	Wenig	überzeugend	 ist	















(FN	 111)	 zur	Anwendung.	 Siehe	 <www.financialombudsman.ie/
legislation-regulations/Levies%20payable%20in%202011.pdf>).



















zur	Anwendung	 kommenden	 Verfahrens	 gilt	 es,	 diesen	
Vorteil	so	weit	als	möglich	zu	erhalten,	gleichzeitig	aber	
auch	den	Rechtsschutz	der	Kunden	zu	verbessern.	Dieses	
Ziel	 soll	 durch	 ein	mehrstufiges	Streitbeilegungsverfah-
ren	des	Typs	«Med-Arb»	(vorn	C.II.3.)	erreicht	werden,	





Zur	 Schonung	 der	 Ressourcen	 von	 Swiss	 FDR	 sollten	
Kunden	dazu	zu	verpflichtet	werden,	vorerst	das	interne	















Mit	 Blick	 auf	 das	 Verursacherprinzip	 dürfte	 eine	
Kombination	 von	 fallbezogenen	 Gebühren	 mit	 Grund-
gebühren,	welche	nach	Art	 der	Tätigkeit	 und	nach	dem	
Umsatz	der	jeweiligen	Finanzinstitute	bemessen	werden,	
Sinn	 machen194.	 Bei	 der	 Festsetzung	 dieser	 Gebühren	
sollte	 Swiss	 FDR	 eine	 gewisse	Autonomie	 eingeräumt	





zustellen,	 ist	 schliesslich	 ein	 informelles,	 laienfreund-
liches Verfahren	 erforderlich.	 Zu	 diesem	 Zweck	 sollte	
Kunden	ein	Formulargesuch	zur	Deponierung	einer	Be-
23

















Zur	 Verwirklichung	 dieses	 Ziels	 kommen	 verschiedene	
Verfahrensmodelle	 in	 Frage,	 deren	 jeweilige	 Vor- und 
Nachteile	es	nachfolgend	zu	evaluieren	gilt211:
i. Modell 1: Einseitig bindende Entscheide
Mit	Blick	auf	die	Durchschlagskraft	von	Swiss	FDR	ide-
al	wäre	 ein	Verfahren,	 das	 zu	 Entscheiden	mit	 einseiti-
ger	rechtlicher Bindungswirkung	für	die	Finanzin	dustrie	
führt212.	 Da	 Finanzdienstleister	 nach	 dem	 vorliegend	
vorgeschlagenen	 Konzept	 (vorn	 D.III.1.)	 von	 Gesetzes	









bedarf;	 diese	 Bestimmungen	 schliessen	 nämlich	 ein	 Schlich-
tungsverfahren	für	alle	Streitfälle	aus,	die	sich	aus	Bestimmungen	
des	 Börsen-	 und	 Kollektivanlagengesetzes	 ergeben.	 Um	 in	 Zu-




tals	 (FN	 129),	 39;	 FSA	Consultation	 Paper	 4,	Consumer	Com-
plaints,	 1997	 (CP	 4/97;	 <www.fsa.gov.uk/pubs/cp/cp04.pdf>),	













203	 Denkbar	 wäre	 eine	 Rechenschaftsablage	 gegenüber	 Swiss	 FDR	
und/oder	gegenüber	der	FINMA.	Siehe	hierzu	die	Vorschläge	der	
FSA	im	CP	33	(FN	48),	54	f.,	Ziff.	6.28	ff.,	insbes.	Ziff.	6.31.












mittel	 auf	 Urkundenbeweise	 zu	 begrenzen.	 Diese	 Regelung	 gilt	
bereits	heute	 im	Verfahren	vor	dem	Schweizerischen	Bankenom-
budsman.	 Bei	 der	 Ombudsstelle	 des	Deutschen	 Bankenverbands	
(FN	107)	 ist	 jedoch	ausnahmsweise	ein	mündlicher	Parteivortrag	
zugelassen.	 Zum	 Ganzen	Gude (FN 71),	 34,	 166.	 Siehe	 hierzu	
auch	Art.	203	f.	ZPO.
prohibitiv	 auswirkt201,	 wären	 jedoch	 flankierende	 auf-
sichtsrechtliche Standards	unabdingbar:	Zunächst	wären	
die	 Finanzdienstleister	 dazu	 zu	 verpflichten,	 schlanke	




schwerden	 zusammen	 mit	 der	 jeweiligen	 Erledigungs-
dauer	periodisch	offen	zu	legen203.	Zudem	müsste	mittels	
aufsichtsrechtlicher	 Informationspflichten	 sichergestellt	
werden,	 dass	Kunden	 akkurat	 über	 die	Modalitäten	 des	
internen	 Kundenbeschwerdeverfahrens	 und	 über	 die	
Möglichkeit	zur	Einreichung	einer	Beschwerde	bei	Swiss	








den	 in	 der	 zweiten	 Verfahrensphase	 nach	 dem	 Vorbild	
einer	Early Neutral Evaluation206	 beurteilt	werden:	Da-
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218	 EU-Empfehlung	 (FN	 138),	 34,	 Ziff.	 V	 («Rechtsmässigkeit»);	
WeltBank Fundamentals	(FN	129),	39.









rechtlichen	 Grundlagen	 auseinandergesetzt	 hat,	 dann	 aber	 zum	
Schluss	 kommt,	 dass	 die	 vom	Recht	 abweichende	Lösung	 fairer	
und	sinnvoller	 ist	als	das	Resultat,	das	bei	einer	strikten	Anwen-
dung	des	geltenden	Rechts	zustande	gekommen	wäre.	Hierzu	High	
Court	 i.S.	R (on the application of IFG Financial Services Ltd.; 
claimant) v. Financial Ombudsman Service Ltd. (defendant) and 












215	 Von hippel	(FN 76),	182	f.,	203;	Gude (FN 71),	37.
216	 EGMR	vom	14.6.2011	i.S.	Heather Moor & Edgecomb Ltd v Uni-
ted Kingdom,	ECHR	1550/09	[2011]	1019.	Schon	früher	hatte	der	
EGMR	überdies	entschieden,	dass	eine	Pflicht	zur	Durchführung	
einer	 öffentlichen	 Gerichtsverhandlung	 nur	 bei	 Vorliegen	 eines	
klaren	 Parteiantrags	 besteht;	 blosse	 Beweisabnahmeanträge,	 wie	












teilsverkündung	 von	Art.	 6	Abs.	 1	 EMRK	 erfüllt219,	
sondern	auch	Transparenzanliegen	der	Öffentlichkeit	
Genüge	getan	und	ein	Beitrag	zur	Rechtsfortbildung	





an geltendes Recht gebunden,	namentlich	an	zwingen-
de	Normen,	die	dem	Anleger-	bzw.	Kundenschutz	die-
nen221.	Diesen	Umstand	gilt	es	deshalb	besonders	zu	




–	 Der	 obligatorische	 Charakter	 von	 Swiss	 FDR	 darf	
nicht	zu	einer	Beschränkung	der	Handlungsfähigkeit	
der	 Parteien	 führen;	 deswegen	 wären	 angemesse-
ne	 Rechtsschutzmechanismen	 und	 Weiterzugsmög-
lichkeiten	 zu	 schaffen224.	 Als	 Rechtsmittelbehörde	
Committee	 unterworfen	 wären,	 müsste	 das	 Verfahren	
«gerichtsähnlich»	 ausgestaltet	werden213.	 Zusätzlich	 zur	
der	Ausgestaltung	des	Disputes	Committee	als	unabhän-




des	 traditionellen	 Ombudswesens,	 wie	 etwa	 Zügigkeit,	
Informalität,	 Flexibilität,	 Laienfreundlichkeit	 und	 Ver-
traulichkeit,	verloren	zu	gehen	drohen215.









konkrete	 Rechtsstreitigkeit	 auf	 Basis	 umfassender	 Ak-
ten	 fair	 und	vernünftig	 beurteilen	 lasse,	 verlange	Art.	 6	
Ziff.	 1	 EMRK	 nicht	 zwingend	 die	 Durchführung	 einer	
mündlichen	 Verhandlung;	 gerade	 aus	 Konsumenten-
schutzgründen	sei	es	überaus	sinnvoll,	Kundenbeschwer-
den	in	einem	möglichst	raschen,	weitestgehend	informel-
len	Verfahren	 zu	 beurteilen216.	 Der	 EGMR	 hielt	 zudem	




öffentliches	 Urteil	 nicht	 bereits	 im	 Verfahren	 vor	 dem	
Financial	Ombudsman	Service,	sondern	erst	im	Rahmen	
25
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231	 Befürwortend	von hippel	 (FN	76),	 155	 ff.;	 noch	unentschieden	
James	(FN	74),	209;	eher	ablehnend	scherpe	(FN	76),	281,	284.












Bankenombudsman,	 der	 Ombudsstelle	 der	 Privatversicherungen	
und	der	SUVA	und	vor	der	Ombudscom	abgeschlossen	werden.









alexander Brunner,	 in:	 A.	 Brunner/D.	 Gasser/I.	 Schwander	









Durch	 ein	öffentliches Widerspruchsverfahren	 könn-
te	die	faktische	Bindungswirkung	der	Empfehlungen	des	




tes	 Committee	 anführt.	Als	 Publikationsorgane	 denkbar	
wären	 etwa	 eine	 Zeitung	mit	 landesweiter	Verbreitung,	




früheren	 Building	 Societies	 Ombudsman	 in	 England232	
haben	 gezeigt,	 dass	 der	 faktische	 Zwang	 dieses	 atypi-
schen	«Naming	and	Shaming»	zu	einer	sehr	hohen	Befol-
















pagierte	 eidgenössische	 Finanzmarktgericht225;	 vor	
dessen	Errichtung	könnten	allenfalls	die	in	Art.	5	ZPO	
vorgesehenen	 «einzigen	 kantonalen	 Instanzen»	 als	
Rechtsmittelbehörden	 fungieren.	 Für	 den	Weiterzug	
ans	Bundesgericht	wären	die	üblichen	Voraussetzun-
gen	 gemäss	 BGG226	 zu	 erfüllen.	 Zudem	 müsste	 die	
Spruchkompetenz	 des	 Disputes	 Committee	 mittels	
Streitwertgrenzen	 definiert	 werden.	Vor	 dem	Hinter-






Was	 die	 Ausgestaltung	 des	 Erkenntnisverfahrens	 vor	
dem	 Disputes	 Committee	 betrifft,	 so	 wäre	 unbesehen	
des	 Streitwerts	 eine	 analoge	 Anwendung	 des	 verein-








ii. Modell 2: Empfehlung mit Widerspruchs­
verfahren
Wesentlich	 schlanker	 liesse	 sich	das	Verfahren	vor	dem	
Disputes	Committee	konzipieren,	sofern	aus	dem	Verfah-
ren	kein	unmittelbar	bindender	Entscheid	resultiert.	Der	
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eine	 «Austrittserklärung»	 abgegeben	 haben.	 Sammelklagen	 nach	
dem	Opt-out	Prinzip	sind	mit	den	rechtsstaatlichen	Prinzipien	der	
meisten	europäischen	Länder	nicht	vereinbar.




244	 Eingehend	neil andreWs,	Multi-Party	Proceedings	 in	England:	
Representative	and	Group	Actions,	ZZPInt	5	(2000),	3	ff.
245	 Ansprüche,	 die	 nach	 dem	 KapMuG	 entschieden	 werden	 sollen,	
müssen	auf	<www.bundesanzeiger.de>	registriert	werden.	Für	die	
Schweiz	 käme	 eine	 Registrierung	 auf	 <www.shab.ch>	 oder	 das	
Führen	eines	elektronischen	Registers	durch	Swiss	FDR	in	Frage.
















in-Prinzip242	 strukturiertes	 Kollektivverfahren	 mit	 der	




englischen	Group	 Litigation244	 wäre	 die	 Einrichtung	
eines	zentralen, öffentlich einsehbaren Klageregisters	
bei	 Swiss	 FDR	denkbar.	Das	Klageregister,	welches	





des	 individuellen	 Rechtsschutzes	 einzelner	 Geschä-
digter	 sinnvoll;	 vielmehr	 sprechen	 auch	 öffentliche	
Interessen	–	namentlich	die	Verfahrensökonomie,	und	
das	 Bedürfnis	 nach	 einer	 konsistenten	 Spruchpraxis	
sowie	 nach	 einer	 stetigen	 Rechtsfortbildung	 (hinten	
D.IV.3.)	–	für	eine	derartige	Kollektivierung	von	Ver-
fahren.	Ob	die	den	verschiedenen	Anprüchen	zugrun-




Spruchinstanz	 erfolgen	 sollte246,	 wäre	 noch	 zu	 ent-
scheiden.	 Für	 eine	 solche	Aufgabe	wäre	 das	 neu	 zu	
errichtende	 Eidgenössisches	 Finanzmarktgericht	 na-























bzw.	 des	 Disputes	 Committee	 (vorn	 D.III.3.c.i)	 wä-
ren	 als	 definitive	 Rechtsöffnungstitel	 zu	 behandeln	
(Art.	80	Abs.	1	SchKG).
Diese	 gesetzgeberischen	Anpassungen	 wären	 nicht	 nur	




Angesichts	 der	 tief	 verwurzelten	Furcht	 vor	 den	 oft	 als	
erpresserisch	 empfundenen,	 sammelklageähnlichen	Ver-
fahrensmechanismen240	 ist	 eine	 pragmatische	 Lösung	
gefragt,	die	zwar	den	kollektiven	Rechtsschutz	bei	Streu-	
und	 Massenschäden	 sicherstellt,	 gleichzeitig	 aber	 das	
Missbrauchspotential	so	klein	wie	möglich	hält.	Verschie-
dene	europäische	Jurisdiktionen	haben	in	den	vergange-
nen	 Jahren	 erste	 Lösungsansätze	 hierzu	 entwickelt241.	
Ausgehend	von	der	Prämisse,	dass	nur	ein	nach	dem	Opt-
27
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251	 von hippel	 (FN	76),	 233,	 275;	Gude	 (FN	71),	 182	 ff.;	 James	
(FN	74),	205.






254	 Vgl.	 hierzu	 analog	 die	 umfassenden	 Informationspflichten	 der	
Fernmeldedienstleister	nach	Art.	47	Abs.	3	FDV	(FN	140).
255	 EU-Empfehlung	 (FN	 138),	 33,	 Ziff.	 II.2.;	 BIOA-Principles	




und	 der	 Ombudsstelle	 für	 den	Versicherungssektor	 usanzgemäss	
veröffentlicht;	Art.	42	Abs.	2	lit.	d	FDV	(FN	140)	sieht	sogar	eine	
Veröffentlichungspflicht	 für	 den	 Jahresbericht	 der	 Ombudscom	
vor.	«Annual	reviews»	veröffentlichen	z.B.	auch	die	Financial	Om-
budsman	Services	in	England,	Australien	und	Irland.
247	 Die	 gesetzliche	Grundlage	wurde	mit	 §	 55	Abs.	 4	 Jurisdiktions-
norm	geschaffen.	Der	Aufwand	der	Mitarbeitenden	des	VKI	wird	
vom	Bundesministerium	für	Konsumentenschutz	gedeckt;	um	das	





249	 Vgl.	Art.	 1§	 3	Nr.	 8	Rechtsberatungsgesetz,	 eingefügt	 durch	das	




zurück	 auf	 die	 Verbraucherschutzstrategie	 der	 Kommission	 für	
die	Periode	2007–2013	und	wurden	im	Grünbuch	vom	27.11.2008	
(COM	[2008]	794)	konkretisiert.	Wegen	Widerstands	wirtschafts-
naher	 Kreise	 ist	 die	 Reform	 im	 Herbst	 2010	 allerdings	 fast	 ge-
scheitert	 und	 der	 jüngste	 Kompromissvorschlag	 sieht	 nurmehr	
einen	 Bruchteil	 der	 ursprünglich	 angedachten	 Lösungen	 vor:	 So	







Um	 Kunden	 eine	 echte	 Alternative	 zur	 gerichtlichen	
Durchsetzung	 ihrer	 Ansprüche	 zu	 bieten,	 muss	 Swiss	
FDR	einem	breiten	Publikum	bekannt	gemacht	werden251.	
Zu	diesem	Zweck	wäre	ein	Internetauftritt	zu	gestalten,	





zukommt252;	 idealerweise	 sollten	 auch	 das	 Verfahrens-	
und	 Gebührenreglement	 öffentlich	 zugänglich	 gemacht	
werden253.	 Aufsichtsrechtliche Normen	 sollten	 Finanz-
dienstleister	 zudem	dazu	 verpflichten,	Retailkunden	 an-


















könnte	 der	 Schweizer	 Gesetzgeber	 auf	 Erfahrungen	
aus	 dem	Ausland	 aufbauen:	 In	Österreich	 kann	 sich	
der	Verein	für	Konsumenteninformation	(VKI)	Scha-
denersatzansprüche	 von	 geschädigten	 Verbrauchern	
zum	 Inkasso	 abtreten	 lassen	und	 im	eigenen	Namen	
klagen247.	Diese	«Verbands-Musterklage»	österreichi-
scher	Prägung	wurde	 erstmals	1992	 lanciert	 und	hat	










zeugungsarbeit	 brauchen,	 um	 politische	Mehrheiten	 für	
diese	neuartigen	Kollektivverfahren	gewinnen	zu	können.	
Wie	 anspruchsvoll	 dieser	 Prozess	 der	 Konsensfindung	
















ment	 der	Rechtsreform	 und	 -transformation,	RabelsZ	 72	 (2008),	
1–42.
257	 Zum	britischen	 System	 siehe	Ferran (FN	78),	 15;	von hippel	
(FN	76),	183.






260	 Siehe	 zu	 dieser	 Problematik	BerGer	 (FN	 93),	 479;	 	christian 
duve/moritz keller,	 Privatisierung	 der	 Justiz	 –	 bleibt	 die	
Rechtsfortbildung	auf	der	Strecke?	Ein	Beitrag	zur	Auflösung	des	


















rechtlichen	Erwägungen	 eher	 zu	 bezweifeln.	Ergänzend	
sollte	Swiss	FDR	daher	die	Befugnis	übertragen	werden,	
Entscheidungen,	 welche	 Rechtsfragen	 grundsätzlicher	
Natur	 betreffen	 oder	 welche	 von	 allgemeinem	 Interes-
se	sind,	im	vollen	Wortlaut	–	jedoch	ebenfalls	anonymi-
siert	–	der	Öffentlichkeit	zugänglich	zu	machen.	Letzte-
res	 ist	 nicht	 nur	 vereinzelt	 in	 internationalen	 Standards	









Das	 im	 vorliegenden	 Aufsatz	 vorgeschlagene	 Konzept	
von	Swiss	FDR	(vorne	D.)	versteht	sich	als	Kompromiss-
vorschlag,	 welcher	 die	 Vorteile	 der	 von	 Konsumenten-
schutzkreisen,	 Industrie,	 sowie	 Politik	 und	 Verwaltung	
propagierten	 Handlungsoptionen	 zur	 Verbesserung	 der	
Konfliktbeilegung	zwischen	Finanzdienstleistern	und	Re-
tailkunden	(vorne	B.)	ideal	miteinander	zu	kombinieren,	
und	 gleichzeitig	 deren	 Nachteile	 zu	 eliminieren	 sucht.	








thematischen	 Verknüpfung	 eine	 periodische Berichter-







Lange	Zeit	 galt	 die	Gewährleistung	 von	Vertraulichkeit	
über	 beigelegte	 Streitfälle	 zu	 den	 zentralen	 Erfolgsfak-











gleichzeitiger	 Beibehaltung	 einer	 gewissen	 Vertraulich-
keit	 wäre	 die	 Veröffentlichung anonymisierter Fallbei-








267	 Dieses	von	Prof.	Frank e. a. sander	Ende	der	1970er	Jahre	ent-
wickelte	Konzept	geht	dahin,	Gerichte	als	Streitbeilegungszentren	
mit	einer	grossen	Bandbreite	an	Konfliktbeilegungsmechanismen	
auszugestalten.	 Je	 nach	 Eigenart	 des	 beizulegenden	 Konflikts	
















Damit	 sich	 Swiss	 FDR	 zu	 einem	 nachhaltigen,	 von	
breiter	Akzeptanz	getragenen	Streitbeilegungssystem	für	
den	 Finanzplatz	 Schweiz	 entwickeln	 kann,	 sollten	 die	
wesentlichen	 Weichenstellungen	 zum	 «Grunddesign»266	
dieses	ADR-Systems	 im	Rahmen	 einer	 vertieften,	 poli-






Schliesslich	 wäre	 in	 diesem	 Kontext	 auch	 prüfens-
wert,	ob	sich	Swiss	FDR	in	Richtung	einer	Dachinstitu-
tion	 nach	 dem	Vorbild	 des	 US-amerikanischen	 «Multi-
Door Courthouse»267	 weiterentwickeln	 liesse.	 Wie	 die	
sprichwörtliche	 Klappe,	 die	 mühelos	 zwei	 Fliegen	 auf	
einmal	schlägt,	könnte	Swiss	FDR	diesfalls	unter	einem	
einheitlichen	 institutionellen	 Dach	 Dienstleistungen	 zur	







tration	 von	 spezialisiertem	Know	How	 auch	 Strukturen	
für	 eine	effektive	Konflikterledigung	auf	dem	gesamten	
Finanzplatz	Schweiz	geschaffen	werden	könnten.
